
Nachschlagewerk: j a 
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ZPO § 233 Fc
Eine auf Vorfristenanordnung vorgelegte Sache muß nicht 
stets sofort bearbeitet werden. Sie kann zur Wiedervorlage 
am Tag des Fristablaufs zurückgegeben werden, wenn der An­
walt sich nach sorgfältiger Prüfung davon überzeugt hat, 
daß die Rechtsmittelbegründung oder ein (erster) Antrag auf 
Verlängerung der Begründungsfrist noch rechtzeitig bei Ge­
richt eingereicht werden kann.
BGH, Beschluß vom 27. Mai 1997 - VI ZB 10/97 - OLG München

LG Augsburg
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VI ZB 10/97
BESCHLUSS

vom 
27. Mai 1997 

in dem Rechtsstreit

Werner Kl Straße

Beklagter und Beschwerdeführer,

- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Dr.

gegen

AOK B ^ | ^ ,  Allgemeine Ortskrankenkasse 
vertreten durch den Geschäftsführer,

i, gesetzlich

Klägerin und Beschwerdegegnerin,

Prozeßbevollmächtigte: Rechtsanwälte Prof. Dr.(
Dr. Dr.

'und
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Der VI. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat durch 
die Richter Dr. Lepa, Bischoff, Dr. Müller, Dr. Dressier 
und Dr. Greiner

am 27. Mai 1997

beschlossen:

Auf die sofortige Beschwerde des Beklagten wird 
der Beschluß des 30. Zivilsenats des Oberlandes­
gerichts München mit dem Sitz in Augsburg vom 
15. Januar 1997 aufgehoben.

Dem Beklagten wird Wiedereinsetzung in den vori­
gen Stand gegen die Versäumung der Berufungsbe­
gründungsfrist gewährt.

Der Beschwerdewert wird auf 15.596,63 DM festge­
setzt .

Gründe:

I.

Der Beklagte hat gegen ein ihm zugestelltes Urteil des 
Landgerichts Augsburg am 16. August 1996 Berufung einge­
legt . Seine Berufungsbegründung ist erst am 13. November 
1996 gleichzeitig mit einem Antrag auf Wiedereinsetzung in 
den vorigen Stand gegen die Versäumung der Frist zur Beru­
fungsbegründung beim Berufungsgericht eingegangen. Er hat
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dazu vorgetragen, das Ende der Berufungsbegründungsfrist am 
15. Oktober 1996 sei einschließlich zweier Vorfristen 
(1. Oktober 1996 und 8. Oktober 1996) im Fristenkalender 
der Kanzlei seiner Anwälte vermerkt und mit "ltg" (letzter 
Tag) bezeichnet worden. An beiden Vorfristtagen seien die 
Akten dem zuständigen Rechtsanwalt ordnungsgemäß vorgelegt 
und dann weisungsgemäß jeweils wieder in den Aktenschrank 
zurückgehängt worden, weil noch nicht bekannt gewesen sei, 
ob die Berufung habe durchgeführt werden sollen. Am 15. Ok­
tober 1996, dem Tage des Ablaufs der Berufungsbegründungs- 
frist, habe die zuständige Anwaltsgehilfin die Akten entge­
gen allgemeiner Weisung jedoch nicht dem sachbearbeitenden 
Rechtsanwalt vorgelegt und diesen auch nicht auf den Frist- 
ablauf angesprochen, sondern fälschlicherweise in den Ka­
lender eingetragen: "Verlängert 15.11.". Wie der Beklagte 
mit Schriftsatz vom 8. Januar 1997 ergänzend vorgetragen 
hat, sei dies erfolgt, obwohl eine allgemeine Weisung be­
standen habe, Endfristen nur zu löschen, wenn ein Anwalt 
zuvor die Erlaubnis zum Löschen der Frist erteilt habe. Dem 
Sachbearbeiter seien die Akten erst am 30. Oktober 1996 aus 
einem anderen Grund vorgelegt worden. Der Beklagte hat zu 
diesem Vorbringen eidesstattliche Versicherungen seines 
Prozeßbevollmächtigten und der Anwaltsgehilfin S. einge­
reicht .

Das Berufungsgericht hat den Wiedereinsetzungsantrag 
zurückgewiesen und die Berufung des Beklagten als unzuläs­
sig verworfen. Gegen diesen am 21. Januar 1997 zugestellten 
Beschluß richtet sich die am 3. Februar 1997 eingegangene 
sofortige Beschwerde des Beklagten. Der Beklagte macht gel­
tend, die Vorfristen seien eingetragen und eingehalten wor-
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den. Sein Anwalt habe darauf vertrauen dürfen, daß ihm die 
Akte am Montag, 14.10.1996, oder am Morgen des 15. Oktober 
1996 wieder vorgelegt werden würde. Wenn das geschehen wä­
re, hätte der Anwalt die Berufungsbegründung noch rechtzei­
tig fertigstellen oder Antrag auf erstmalige Verlängerung 
der Berufungsbegründungsfrist stellen können.

II.

Die form- und fristgerecht eingelegte und auch sonst 
zulässige sofortige Beschwerde hat auch in der Sache Er­
folg. Das Oberlandesgericht hat dem Beklagten die beantrag­
te Wiedereinsetzung in den vorigen Stand versagt. Die 
Fristversäumung beruht auf einem Versehen des Büropersonals 
seines Prozeßbevollmächtigten, das dem Beklagten nicht zu­
gerechnet werden kann.

1. Das Berufungsgericht hat die Voraussetzungen für ei­
ne Wiedereinsetzung gemäß § 233 ZPO verneint, weil die Ver­
säumung der Berufungsbegründungsfrist auf einem Verschulden 
des Prozeßbevollmächtigten beruhe (§ 85 Abs. 2 ZPO). Die 
Nichtvorlage der Akten am 15. Oktober 1996 und die falsche 
Eintragung der Fristverlängerung beruhe zwar auf einem dem 
Anwalt nicht zurechenbaren Verschulden des Büropersonals. 
Ein dem Beklagten zurechenbares Anwaltsverschulden liege 
jedoch darin, daß sein Prozeßbevollmächtigter nach Vorlage 
aufgrund der Vorfristen die Akten unbearbeitet in den Ak­
tenschrank gegeben habe. Dadurch habe er jedenfalls am 
8. Oktober 1996, nur eine Woche vor Ablauf der Begründungs-
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frist, die Warnfunktion der Vorfrist außer Acht gelassen 
und die durch diese bewirkte Sicherung selbst außer Kraft 
gesetzt. Er habe nicht darauf vertrauen dürfen, daß die un­
bearbeiteten Akten am 15. Oktober 1996 wieder vorgelegt 
werden würden.

2. Das hält den Angriffen der sofortigen Beschwerde 
nicht stand.

Ein Rechtsanwalt muß durch geeignete organisatorische 
Maßnahmen dafür Sorge tragen, daß Fristversäumnisse mög­
lichst vermieden werden. Dazu gehört nach feststehender 
Rechtsprechung die allgemeine Anordnung, daß jedenfalls bei 
solchen Prozeßhandlungen, deren Vornahme nach ihrer Art 
mehr als nur einen geringfügigen Aufwand an Zeit und Mühe 
erfordert, außer dem Datum des Fristablaufs auch noch eine 
Vorfrist zu vermerken ist. Sie soll bewirken, daß dem 
Rechtsanwalt durch rechtzeitige Vorlage der Akten auch für 
den Fall von Unregelmäßigkeiten und Zwischenfällen noch ei­
ne ausreichende Überprüfungs- und Bearbeitungszeit ver­
bleibt (vgl. BGH, Beschluß vom 6. Juli 1994 
- VIII ZB 26/94 - VersR 1994, 1325).

Eine solche Vorfrist war hier notiert. Dem Prozeßbe­
vollmächtigten des Beklagten sind die Akten auch rechtzei­
tig vorgelegt worden. Der Beklagte muß sich - entgegen der 
Ansicht des Berufungsgerichts - nicht als Verschulden an­
rechnen lassen, daß sein Prozeßbevollmächtigter die Akten 
wieder in den Aktenschrank hat zurückhängen lassen, ohne 
einen Antrag auf Verlängerung der Berufungsbegründungsfrist 
zu stellen oder die Berufungsbegründung zu fertigen. Das
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Berufungsgericht läßt außer Acht, daß ein Rechtsmittelklä­
ger grundsätzlich berechtigt ist, die Begründung seines 
Rechtsmittels bis zum letzten Tag der Frist hinauszuschie­
ben (vgl. BGH, Urteil vom 2. Oktober 1991 - IV ZR 68/91 - 
VersR 1991, 1426 m.w.N.), wenn die Rechtsmittelbegründung 
oder ein (erster) Antrag auf Verlängerung der Begründungs­
frist noch rechtzeitig bei Gericht eingereicht werden kann 
und die erforderlichen Maßnahmen zur Einhaltung der Rechts­
mittelbegründungsfrist getroffen werden. Die mit der Vor- 
fristanordnung bezweckte Sicherung, dem Anwalt den für die 
Bearbeitung der Rechtsmittelbegründung erforderlichen Zeit­
raum zu gewährleisten (vgl. dazu BGH, Beschlüsse vom 
11. Juli 1962 - VIII ZB 18/62 - VersR 1962, 838, 839; vom 
24. Mai 1973 - III ZB 5/73 - VersR 1973, 840, 841; vom 
9. Juni 1994 - I ZB 5/94 - VersR 1995, 72, 73; vom 6. Juli 
1994 - VIII ZB 26/94 - aaO), verlangt in einem solchen Fall 
keine sofortige Bearbeitung der Sache, sondern gestattet 
es, die Sache für den letzten Tag wieder auf Frist zu le­
gen.

Diese Voraussetzungen waren hier gegeben. Der Prozeßbe­
vollmächtigte des Beklagten hat seinen Sitz am Ort des Be­
rufungsgerichts und war bereits in erster Instanz tätig ge­
wesen; die Berufungsbegründung betraf nur wenige Probleme 
und umfaßte in der schließlich eingereichten Form nur eine 
Seite, konnte also auch noch am letzten Tag der Frist ge­
fertigt und eingereicht werden. Der Ablauf der Frist am 
15. Oktober 1996 war im Fristenkalender durch den Zusatz 
"ltg" (d.h. letzter Tag) im Sinne einer "Genaufrist" beson­
ders hervorgehoben. Dies bedeutet, daß das Büropersonal zur 
Vorlage der Akten an diesem Tag verpflichtet war. Ausweis-
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lieh der eidesstattlichen Versicherung der Angestellten S. 
bestand in der Kanzlei überdies für das Büropersonal die 
Anweisung, den sachbearbeitenden Anwalt auf den Fristablauf 
anzusprechen. Wäre dies geschehen, dann wäre - davon ist 
nach dem gewöhnlichen Geschäftsgang auszugehen - am 15. Ok­
tober 1996 entweder die Berufungsbegründung oder ein Antrag 
auf erstmalige Verlängerung der Berufungsbegründungsfrist 
bei Gericht eingereicht worden und eine Fristversäumung 
nicht eingetreten. Wenn dem Anwalt am Tage der "Genaufrist" 
die Akten nicht vorgelegt worden sind, weil das Büroperso­
nal die in anderer Sache bewilligte Verlängerung einer 
Rechtsmittelbegründungsfrist irrtümlich auf die hier zu 
entscheidende Sache bezogen und die Genaufrist gestrichen 
hat, beruhte die Fristversäumung unter den gegebenen Um­
ständen allein auf einem Verschulden des Büropersonals, das 
für die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand ohne Belang 
ist (vgl. BGH, Beschlüsse vom 28. Oktober 1993
- VII ZB 22/93 - VersR 1994, 955 und vom 12. Juli 1984
- IVb ZB 43/84, 873, 874).

Dr. Lepa Bischoff Dr. Müller

Dr. Dressier Dr. Greiner
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